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Die Pensionskasse der Bundesbahnen und ihre Sanicrungsproblematik ,'>07

wird, das Statut habe vor der höheren Notwendigkeit, die Kassen
durchgreifend zu reorganisieren, zurückzutreten. Sachlich sehen auch die
wohlerworbenen Rechte etwas anders aus, wenn man bedenkt, daß </z der Ver-
ficherungsmittel von dem finanziell notleidenden Staat aufgebracht werden.

(Schluß folgt.)

Politische Mnidschsu
Schweizerische Umschau.

was ist Zööeralismus Z ^ .Einmütig" für Sie fluswanöerung. ^ Sürgerliche
Mollusken-Politik.

C, F, Rainuz, der Waadtländer, isl gewiß cin Dichter — kein Polirikcr. Aber
scinc Stärke ist die Realität, wenn cr sie auch in großen Visionen verklärt und reich-
lich mit Schöngeist verbrämt. So hat cr also doch ctwas mit dcm Politiker gemein,
der das Realc in erster Linie achten mnß. Als cr daher letzthin dem Pariser
„Esprit" einen Brief über dic Schwciz schricb, sind ihm gcwisse Rcali-
tätcn nicht cntgangcn: allerdings hat er sie in seiner eigenwilligen Art sast bis
zur Unwahrheit aufgebläht. So wünschte er, der Redaktor, ein Neuenburger, möchte
den Franzosen einmal zeigen, „woraus sich dieses angebliche Wesen, die
Schwciz, in Wirklichkeit zusammensetzt" uud fuhr weiter: „Wir, die wir dazu
gehören, wir wissen ganz genau, daß wir nicht „Schweizer" sind, sondern
Neuenburger, wic Sic, odcr Waadtländer, wic ich, oder Walliscr, Zürcher, d, h, Abkömmlinge

kleiner Länder mit sehr deutlichen llnterscheidungsmerkmalen. Setzen Sie doch
einmal unseren Freunden aus Frankreich cinseincinder, daß die Schweizer nicht nur
drei Sprachen sprechen, sondern daß sie darüber hinaus eine Grnppe von
Republiken oder Kantonen bilden, von denen jeder mit einer besonderen Regierung
und eigenen Schnlen versehcn ist," So dcnken gcwisse Föderalisten: Keine
Schweiz, nur Länder! Kein Bund, nnr Stände! Fast will mir scheinen, als ob

Ramuz der Künder der welschen Schweiz sei, die sich ganz auf ihre Eigenstaatlichkeiten

und Eigenartigkeiten versteift. Jedenfalls bläst auch die "Neuenburger Zeitung
„La Suisse liberale" in das gleiche Horn, wenn sie sich mit der Erklärung: „Der
Föderalismus entwickelt sich so wenig wie das Newtonsche Gravitationsgesctz" zu ihm
bekennt. Politische Einsicht läßt zwar diese Stimme dcn Gedanken des Föderalismus

nicht so übertreiben wie Ramuz, sondern erblickt darin nur „das Bestreben,
der kantonalen, der gliedstaatlichen Gewalt, einen möglichst großen Raum zu sichern"
(Fleiner),

Ich möchte geradezu sagen, daß fich das Wesen der Schweiz durch
den Föderalismus charakterisiert. Zentralismus, „Verlegung des

Schwergewichtes des öffentlichen Lebens in die Zcntralgewalt", kann man in der
heutigen Welt sozusagen überall beobachten, insbesondere bei den modernen Diktaturen.

Demgegenüber steht die Schweiz mit ihren grundsätzlich sonvcränen
Gliedstaaten oder Ständen einzigartig da. Von jeher, durch die ganze Geschichte hindurch,
zieht sich der Gedanke der Verbündung dieser Stände, und er hat sogar seinen
Niederschlag gesunden im ersten Artikel der Bundesverfassung, der bekanntlich
feststellt: „Die durch gegenwärtigen Bund vereinigten Völkerschaften der
zweiundzwanzig souveränen Kantone, als Zürich, Bern, Luzern usw,
bilden in ihrer Gesamtheit die schweizerische Eidgenossenschaft". Hält man diesen
Satz zusammen mit den Worten Ramuz', so merkt man, daß er — zum Teil
wenigstens — Richtiges beobachtet hat. Auch im heutigen Bundesstaat kommen vorerst
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die „Völkerschaften der zweiundzwanzig souveränen Kantone" und dann erst der
Bund, dic Eidgenossenschast, Sie kommen in Sprache, Sitte, Kultur zuerst, aber
auch in dcr Politik, Da scheint es mir verständlich zu sein, daß eine politische Rich
tung — namentlich diejenigen sind es, die sonst in der Eidgenossenschaft ihre Eigen«
tümlichkeiten nicht mehr wahren könnten — die grundlegende Existenz der einzelne,!
Stände verteidigt gegen die Bestrebnngen, eine einheitliche Zcntralregicrung in
Bern nnfzurichten, verständlich, wenn eine politische Richtnng wie der Föderalismus
proklamiert: N u r einen Bund in i t Ständen, keinen Einheitsstaat

wollen wir! Der Föderalismus singt das Lob des Kleinstaates uud hat
dabei das tiese Wort Jakob Burckhardts sür sich: „Der, Kleinstaat ist vorhanden,
damit ein Fleck auf der Erde sei, wo die größtmögliche Quote der Staatsangehörigen
Bürger im vollen Sinne sind".

Aber der Föderalismus hat auch seine Grenzen, ^n erster Linie gibt
es — wie schon der Name sagt — nur einen Föderalismus im Bereich eines Bündnisses

oder Bundes, Damit ist schon gesagt, daß eine gewisse Zentralgcwalt da ist
und da sein muß, welche die Verhältnisse des Bundes regelt. Das Problem stellt sich

also folgendermaßen: Wie sind die Bereiche der ständischen Gewalten
und der Zentralgewalt abzugrenzen? Um diese Abgrenzung geht es,
wenn uns Zentralisrnns nnd Föderalismus als streitende, gegnerische Kräste
erscheinen. Im Ruhezustand der perfekten Abgrenzung dagegen streiten diese Kräste
nicht mehr gegeneinander, sondern ergänzen sich, nnser Volks- und Staatslebeu
regelnd. Es liegt nun auf der Hand, daß dcr Widerstreit nm so stärker sein muß,
je ausgeprägter die Ideale von Zentralisrnns und Föderalismus find. Wenn sich

z,B, die „Suisse liberale" oder Herr Ramuz eine bestimmte Vorstellung vom
Föderalismus machen und dann erklären: „Das ist nnd bleibt die ständische Staatsgewalt,

und weiter darf die Zcntralgewalt nicht greifen; der Föderalismus
verändert fich so wenig wie dns Newtonsche Grnvitationsgesetz" — so ist es begreif-
greisiich, daß die Zentralgewalt ständig mit einem solchen st e i f c n Föderalismus
znsnmmenprnllt. Demgegenüber möchte ich mich lieber auf dic Seite von Anton
Philipp von Segessers stellen, der im Föderalismus kein starres, sondern
ein lebendiges Prinzip sah, eine Lebensanschavnng, aus der sich

fortwährend neue Gedanken entwickeln und die sich anch neuen Verhältnissen anpassen
kann.

Damit komme ich nns das Entscheidende: Wie weit soll und, muß der Föderalismus
dem Zentralismus nachgeben? Meine Antwort lautet: e r soll und muß

soweit nachgeben, als das Interesse der nationalen
Existenz es erfordert. Er mnß die Zentralgewalt stärken nnter Verzicht auf sein

eigenes Ideal, wenn und so weit es notwendig ist für dns Wohl der Eidgc«
nossenschnst. Damit ist aber auch gleichzeitig gcsngt: Der Föderalismus ist nicht
verpflichtet, bloßen zentralistischen Idealen nnd Liebhabereien nachzugeben, und er soll
das auch im Interesse der Eidgenossenschaft nicht tun, denn ihr Wohl baut sich
gerade auf möglichst lebenskräftigen Gliedstaaten auf. Diese Formulierungen — ich

habe weder bei Segesser noch bei Fleiner eine Bestimmung der Grenzen dcs Föderalismus

gefunden — mögen die richtigen Blickpunkte für das Verhältnis des
Föderalismus zum Zentralismus bieten. Dabei dürfen sich dic Föderalisten mit der
wichtigen Feststellung von K, W, im „Vaterland" trösten: „Technisch wünschenswerte
Zentralisierungen haben als Gegengewicht immer ein verstärktes föderalistisches
Bewußtsein gefunden".

Ende November 1937 hat der Bundesrat der Bundesversammlung den Entwurf
zu einem dringlichen B u n d e s b e s ch I u ß vorgelegt, wonach ihm „zum Zwecke
der Entlastung des schweizerischen Arbcitsmarktes zur Unterstützung geeigneter und
bedürftiger Schweizerbürger, die freiwillig nach europäischen oder überseeischen Lün-
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dern auswandern wollen, sür die Jahre 1938 und 1939 ein Gesamtkredit von
1,5 Millionen Franken eingeräumt" werden soll. Nun verlautet von der zur
Begutachtung dieses Geschäftes eingesetzten slönderätlichen Kommission, daß sie d e r V o r-
lage „einmütig" zugestimmt habe. Es dürfte also ohne Zweifel dazu
kommen, daß der angestrebte Bundesbcschlnß in Kraft tritt.

Nichtsdestoweniger haben wir cs hier mit einer sehr unsympathischen
Sache zu tun, mit cincr Sachc, die einem Eidgenossen so nahe gehen sollte,

daß cr lieber zuvor alle anderen Mittel probieren würde, bevor er sich zu cincr
solchcn Unterstützung der Auswanderung entschließt. Diese Sache langt nämlich
an das Mark unseres Bolkes: Gerade die T ü ch t i g st e n nnter unsern
Arbeitslosen werden mit Bnndesmitteln außer Landes gesetzt. Wie hcißt
es doch in der Botschaft des Bundesrates, daß sich Tausende zur Auswanderung
gemeldet hätten; die Anforderungen jedoch, die an die körperliche und geistige
Widerstandsfähigkeit dcr Siedler gestellt würden, seien so bedeutend, daß bei weitaus
der Mehrzahl dcr gemeldeten Arbeitslosen dic Frage nach dcr Eignung von
vornherein habe verneint werden müssen. Eine wesentliche Rolle spiele dic psychologischc
Einstellung nnd der Ersolgswillc dcr cinzclncn Auswanderer, die sich in einem
sreinden Laude mit neuen Lebens- nnd Arbeitsverhältnissen vertraut machen müßten
und besonders crstcn Schmierigkeiten gegenüber nicht den Mut verlieren dürsten.
Insbesondere kämen Bauern für die Auswanderung in Frage, Der Bund will also
Gelder aussetzen, un, just die gescheitesten, kräftigsten, mutigsten Volksgenossen unter
deu Arbcitsloscu dcr Heimat zu entfremden.

Mit einer Kllhlhcit ohnegleichen bringt es da der Bnndesrat und mit ihm dic
stündcrätlichc Kommission über sich, unserem eigenen Volke ins Fleisch zu schneiden,
,,Z n r E n t l n st u n g dcs A r b e i t s m a r k t e s" so lautet dic Begründung,
und mit besonderer Wohllust wird aus dieser rein materialistischen Gesinnung heraus
sestgestellt, daß gerade der Wegzug von kinderreichen Familien eine dauernde
Entlastung des „Arbcitsmarktes" — dieses sinnige Wort spiegelt so recht das geistige
Niveau der Unterstütznngsmaßnahmen widcr - mit sich bringe, die sich erst in
der Zukunft recht auswirken werde, Anch habe die Schweiz ,,vom Standpunkte dcs
Arbcitsmarktes" aus cin Interesse daran, daß dic im Auslande sich bietenden
Arbeitsgelegenheiten möglichst ausgenützt würden (sie!). Die Devise heißt also: Ab
Augen, ab Herz!" Patriotisch ist, was wirtschaftlich ist, nämlich die Entlastung
des Arbeitsmarktes! Aber diese Devise ist falsch, noch mehr: sie ist gegen unser
Volk gerichtet. Einer solchcn nach dem Gesetze dcs geringsten Widerstandes
konstruierten Devise stellen wir einc andere gegenüber: Sie heißt: Verminderung der
Zahl der Ausländer im eigenen Lande, Jnncnkolonisation, unter Umständen
kollektive Ansiedelung auf einem schweizerischen Konzessionsterritorium, auf alle Fälle
aber planmäßige Behandlung des Übervölkerungsproblems!

Mollusken find Weichtiere, Tiere, die wohl mit Muskeln, nicht aber mit einem

Halt bietenden Knochengerüst versehen sind. Auch in der Politik gibt es
Mollusken: Parteien, die wohl mit großen Volksmassen und zahlreichen Programm-
-punkten, nicht aber mit Grundsätzen versehen sind.

Im Stande Zürich mußte letzthin ein bäuerlicher Regierungsrat
ersetzt werden. Es fanden zwei Wahlgänge statt: Der erste brachte dem bäuerlichen
Kandidaten SO,(XX> und dem sozialistischen 15,999 Stimmen; der zweite und
endgültige jedoch führte den Sozialisten mit 6 2,9 99 Stimmen zumZiel,
während der Bauer mit 69,999 Stimmen unterlag. Ein solch unerwartetes
Resultat mußte weitherum Aufsehen erregen, denn es rüttelte an der bürgerlichen
Mehrheit in der Regierung, Man hat dafür allerlei Gründe genannt: Das Volk,
sagten die Sieger, sei gewillt, einen fortschrittlichen, sozial gerechten Kurs zu steuern.
Auf Seiten der unterlegenen bürgerlichen Parteien dagegen hieß es, der Name des
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bäuerlichen Kandidaten ^ es handelte sich nm einen Wirt nnd Landwirt aus denr

Bezirk Winterthur, der einmal Kantonsratspräsident gewesen war — habe mangels

besonderer Qnalifikation zu wenig Durchschlagskrast bewiesen, eine Hetze gegen
den sozialistischen „Sekretär" habe viele Linksbürgcrliche verärgert, die Bauern
lehnten sich zu stark an die freisinnige „Kapitalpartei" an, die Spaltung zwischen
der alten Bauernpartei nnd dcn Müllerschen Jnngbaucrn schafsc viclc bäuerliche
Elemente anf die sozialistische Front hinüber, dic übcln Vorkommnissc beim büuer-
lich geleiteten Meliorationsamt hätten Manchem den Willen zn einem bäuerlichen
Kandidaten genommen, im Resultat zeichne sich der immer stärker werdende
Gegensatz zwischen Produzenten und Konsumenten ab, es sei ein Fehler gewesen,
daß man bürgerlicherseits nicht einfach den Tüchtigsten und Angesehensten
vorgeschlagen habe nsw.

Es ist bewundernswert, wie obcrflüchlich die bürgerliche Presse die
bürgerliche Niederlage beurteilt. Gewiß »rügen alle die angeführten Gründe beim
Wahlakt eine Rolle gespielt haben, aber auch alle diese Gründe zusammen genominen

hätten doch früher nicht hingereicht, um eine solche Niederlage

herbeizuführen. Das ist jedoch die entscheidende Tatsache, welche
in den Pressestimmcn weder festgestellt noch hinsichtlich ihrer Ursachen untersucht
worden ist. Das Resultat sagt uns, daß sich die bürgerlichen Parteien in der hentigen
Wirtschaftspolitik gegenüber der geschlossenen Sozialisten- und Konsumenten-Front
nicht mehr zu halten vermögen. Marxistische nnd Konsumenten-Ansichten geben
heute um so mehr den Ausschlag, als sich die bürgerliche Politik fast nicht mehr
im Qualitativ, sondern lediglich im Quantitativ der Grundsätze von der sozio»
listischen unterscheidet. Fast alles Grundsätzliche der Sozialisten findet man heute
auch bei den Bürgerlichen und umgekehrt. Die bürgerlichen Programme sind nur
scheinbar anders geartet. Im Besonderen gilt das sür die Bauernpartei, die es

trefflich versteht, mit den vorgehaltenen Schilden einer Jdealpolitik die rassigste
Jnteressenpolitik zu Pflegen, Das macht vielen einsichtigen Leuten selbstverständlich
keinen Eindruck mehr? sie sehen schon lange, daß die originelle geistige Grundlage
fehlt. Vielleicht ist die bisherige bürgerliche — besonders die bäuerliche — Politik
überhaupt nicht mehr zu retten. Vielleicht muß eine Politik auf ganz
anderer Ebene und Grundlage kommen, bevor der Sozialismus bezwungen werden
kann. Und wenn eine andere Politik kommen muß, so ist es eine, die aus den
Tiefen der natürlichen und christlichen Erkenntnis des Men°
schen ihre Folgerungen für eine grundsätzliche Politik zieht.

Bülach, Ende Januar,
Walter Hildcbrnndl.

Hlojsen zu einem neuen Mwaltsgesetz für öen Stanö Zürich.
Im Oktoberheft 1937 hat Herr Kollege Walter Hildebrandt dem Entwurf

dieses Gesetzes sehr treffliche Geleitworte mitgegeben. Ich möchte mir erlauben,
einige Ergänzungen und einen Widerspruch anzubringen. Die Ergänzungen
entnehme ich aus den Verhältnissen in Basel, und aus ihnen ergibt sich auch de«

Widerspruch.
Jn Basel mar die Advokatur völlig frei bis zum Jahre 1919, Jeder

verkrachte Philologe oder des weitern Studiums müde und vom frühern erschöpfte
Jurist, jeder Beizer und Kellenschleuderer konnte sich Advokat nennen und berufsmäßig

vor Gericht auftreten. Dann, im Jahre 1919, kam nach langen Bemühungen
endlich das Advokaturgesetz, Daß dies so lange ging, hängt mit der Verbindung
von Advokatur und Notariat zusammen Die Notariatsprüfung in Basel galt
mit der bernischen und aargauischen Fürsprecherprüfnng als die schwierigste der
Schweiz, wenn sie nicht sogar darüber stand. Das war eigentlich ein Unding: denn
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dcr Notar brauchte für seinen Notarbcrus dic geforderte» Kenntnisse nichl. Das
Advoknturgcsetz vo», Jahre 1910 slcllt dic Voraussetzungen auf, unter denen das
Recht steht, sich Advokat, RechtSnnwnIl, oder ähnlich zu nennen nnd berufsmäßig
vor Gericht aufzutreten. Dic Vornnssctzungeu sind Handlungsfähigkeit, Aktivbürger<
recht und bestandene Prüfung. Diese steht binsichllich der Anforderungen der No^

tariatsprüfuilg gleich; bei der zweiten kommt noch hinzu die praktische Kenntnis dcs
Grundbuchrechts nnd des Hnndclsregistcrs, An Standcsrcgeln bcscliräntt sich dnS

Advoknturgcsetz auf cinigc allgcincinc Vorschriften schuldige Achtung vor dein
Gericht, dic Gcgcnpnrtci nicht persönlich zu kränken, ^fsizinluertretnngcn gewissenhast
zn führen und dergl.j, fowic auf das Verbot der FordcrnugSnbtrctungcn »ud dcr
AuSbedingung eincs Teils des Streitbctrngcs als Prozeßgcivinn oder der Übernahme
des ProzeßrifikoS, Das ist Alles. Jcdcr berussausübcndc Advokat untersteht der

Disziplinargerichtsbarkeit des Appcllationsgcrichts,
Nun aber, und das ist wcscntlich, bcsland schon lnngc vor dem Advoknturgcsetz

dic Basier Advokatenkaninier, Sie w»rde von 15 Kollegen im Jnhrc 1883 gegründet,

9 von ihnen marcn auch Notare; allc aber marcn önetnre« juris. Im Lauf
dcr Zeit traten alle Kollegen bei, deren Rns als untadelig besnnden wurde, und
das ist hcutc noch so; und auch heute noch sind alle üuctor?s juris, das gehört bei
uns cbcn dazu, Freilich haben sich die Zeiten gcwnndcll, Frühcr galt cs als einc
Ehrc, Mitglied der Kninmcr zn scin; hcnte haben wir, bei 88 Kanimermitgliedcrn,
noch ctwa 15 bis 29 Aüßcnscitcr, Dns »nrd wvhl darauf zurückzuführen sein,
daß eben nicht Jeder sich dcr strasscn Disziplin unsrer Kammcr sügcn will. Wir
haben vcrhültniSniüßig wcnige Bcschlüsse gcsnßt, dic Standcsrcgeln betrcssen; unsre
Berufsausübung steht in dcr Hauptsache uutcr einem ungeschriebenen Ehrengesetz,
welches die hcutc im Advotntnrgesctz nicdcrgelcgte» allgemcinen und besonders
Vorschriften schon längst kannte. Hierüber wachen der Vorstand und das Ehrengericht der

>ininmer; beidc sind nnnnchsichtlich, Vorschriften im Anwaltsgesetz, wie sie dcr
zürcherische Entwurs enthält, können wir uns gar nicht denken ^z. B, ,,der Rcchtsanwalt
wahrt Geheimnisse": vgl. Art. 285 des Entwurfs zum Schwciz, Strafgesetzbuch),
Ilnser Ehrengericht besieht neben dem Appellationsgcricht, Wir können auö diesem
Grund einen Kollegen schärfer bestrafen, als das Appellationsgcricht: dieses hat
z, B, keine Macht, ihn aus der Kammer auszuschließen, abcr mir, Dcr Staat soll
uns keine weiteren Standesvorschriften geben, das tun wir in der Kanimer, wenn
nötig, von uns aus. Aber es sind eben die Außenseiter nicht zu vergessen, die der
Disziplin der Kammer nicht unterstehen und für die daher gesetzliche Mindestvorschriften

erlassen werden müssen, «m sie in Schranken zu halten. Dagegen
verlangen wir vom Staat vermehrten Berussschntz; das ist es, was wir heute
anstreben. Wir stehen in allen Kantonen vor dcr schweren Frage: wie schützen wir
uns vor den Treuhandgesellschaften und den sog. Rechtsschutzverbänden (die manchmal

sehr bedenkliche Erscheinungen sind)? Doch das kann ich hier nicht weiter
ausführen; ich habe mich als Präsident des Schweiz, Anwaltsverbandcs mehrfach
darüber ausgesprochen. Aus den kurzen Darlegungen, die ich über die Verhältnisse
in Basel gemacht habe, ergibt sich nun von selbst ein Widerspruch zu den Aussüh-
rungen des Kollegen Hildebrandt. Ich meine nämlich seine Gegenüberstellung:
Wissenschaftliche Bildung und praktische Befähigung, Hierbei finde ich, daß cr die erste
unterschätzt und die zweite überschätzt. Wer bei Andreas Heusler in die Schule
gegangen ist, wird mir sicher beipflichten, Jn die Schule gegangen heißt hier nicht,
bloß Kolleg gehört oder Praktikum bei Andreas Heusler gehabt zu haben, sondern
heißt, vor ihm Rechtsfälle am Appellationsgericht vertreten zu haben. Denn er
war viele Jahre dessen Präsident, Da kam man nicht aus, mit Sprüchen, die jeder
beschlagene Schablonenjurist sich aneignen kann. Hier half nur ein guter wissenschaftlicher

Schulsack (ich denke z. B, an Erbrecht und eheliches Güterrecht), Es erschiene
mir ganz verkehrt, und würde im Laufe der Zeit den Anwaltsstand gewiß
herabmindern, wcnn man dic wissenschaftliche Ausbildung als Voraussetzung einschränkte.
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Gewiß kann ein tüchtiger Betrcibungsbeamtcr bestimmte Rechtssülle vor Gericht
vertreten, aber Advokat ist er deshalb noch nicht; denn es fehlt ihm die wissenschaftliche

Bildung, An der Reifeprüfung und dcm nachfolgenden Hochschulstudium nebst
strenger Anwnltsprüfung wollen wir unbedingt festhalten,

Wolfgnng Börlin.

Zur politischen Lage.
ver 4. Zebruar. x Veutschlanö unö Italien. ^ Aktivierung im Westen. ^ Vie Nolle
öer vereinigten Staaten. ^ „Cnglanö erwartet, öaß seöer Amerikaner seine Pflicht

tut". ^ Um Bsterreich.

Zehn Tage sind nun verstrichen seit dein 4, Februar 1938, da die Wclt wieder
einmal in heftige Aufregung und in nachfolgendes andancrndcs Rütselraten verseht
wnrde — und das Ergebnis der Aktion — auf inncrc in und ü u ß erc m
Boden — beginnt sich allmählich abzuzeichnen, Irn Grunde genommen scheinen
die Ereignisse dieses 4, Februar nichts anderes zu sein als eine weitere Etappe ans
dem Wege, dessen letztes Ziel die Beherrschung sämtlicher bcstimincnder Stetten in
der innern und änßern Reichspolitik durch die Nationalsozialistische
Partei bedeutet, Dcr 4, Februar ist also ein weiteres Stück Fvrtsetznng einer
Entwicklung, die ursprünglich bereits mit der Ausschiffung Hugcnbcrg'S begonnen
war uud sich bisher ziemlich geradlinig fortgesetzt hat. Soweit also bestünde gründ
sätzlich wenig Anlaß, dic Ereignisse des 4, Febrnar über Gebühr in den Border
gründ zn rücken, nnd es war zn erwarten und im Grunde auch schon lange
bekannt geworden, daß die Tage der nicht parteimäßig gebundenen Grnvve in,
Auswärtigen Amt gezählt seien. Tatsächlich stellte das Answärtige Amt bis zn
jenem Tage das letzte aus der vorrevolutionären Zeit erhaltene Bollwerk Partei
unabhängiger Leute dar, und es wäre verwunderlich gewesen, wenn sich dic Partci
nicht auch in diesem Bezirk eines Tages znr totalen Beherrscherin anfgeschwungen
hätte, zumal vor nicht langer Zeit auch in einem andern Bereich, der als ebenso
heikel bezeichnet werden darf, nämlich im Wirtschnftsminifterium, durch die Aus
schifsung Schacht's dasselbe geschehen war.

Diesmal aber läßt sich das Ereignis nuS diesem Blickpunkt allein nicht er
klären. Daher rühren auch gewisse Unklarheiten, die anch nach dem 4, Febrnar
bestehen bleiben, ja zum Teil durch diese Aktion direkt geschaffen worden sind. Der
Grund liegt, wie sich nun heute eindeutig feststelle» läßt, in der Tatsache, daß die
Partei an jenem Tage noch gar nicht vorstoßen wollte, zu ihrer
Aktion vielmehr inr Znge der Abwehr eines Vorstoßes von dcr Gegenseite erst
veranlaßt worden ist. Die Unklarheiten ergaben sich im wcitcren auch daraus, daß
die Entscheidung auf zwei verschiedenen Gebieten gleichzeitig zn trcssen war, wobei
aber die verschiedenen Tendenzen sich gegenseitig überschnitten. So ist am Ende
ein Kompromißwerk mit allen seinen charakteristischen Merkmalen herausgekommen.

Im Grnnde genommen ist durch die Ereignisse nur bestätigt worden, was
man schon lange vermutete, nämlich das Bestehen einer ziemlich aktiven und wohl
verankerten Offiziersgruppe des Reichsheeres, die es offenbar als ihre Aufgabe
betrachtete, dem Totalitätsanspruch der Partei im Bereiche dcs Heeres einen Damm
entgegenzusetzen, d. h, den sogenannten ,,n npoliti schen Charakter" des
Heeres auch unter der Herrschaft dcs Nationalsozialismus weiter zu erhalten,
so, wie er zu Zcitcu dcr Weimarer Republik bestanden hatte. Ein zweifelsohne
großes Wagnis! Denn die Parteilcitung hatte im Laufe der Entwicklung seit dem

39, Januar l933 wiederholt gezeigt, daß sie irgendwelchen Widerstand gegen die

Durchsetzung ihrer totalen Ansprüche in keinem Falle hinnehmen werde. Trotzdem
läßt sich heute die eigentlich nicht erwartete Tatsache feststellen, daß die Partci
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nicht mehr als einen Teilersolg erzielen konnte und daß sie auf jeuein Gebiet, wo
der gegnerische Vorstoß tatsächlich einsetzte, nicht durchgedrungen ist, Ihr Erfolg
liegt vielmehr auf einem andern Gebiet, und ans diese Weise haben sich die
Ergebnisse derart überschnitten, daß das Bild zuerst reichlich verwirrt schien.

Weitere, ins Einzelne gehende Kombinationen an die Ereignisse anzuschließen,
ist im Augenblick unzweckmäßig, weil erst die Entwicklung die Voraussetzungen zu
einein Uberblick schassen kann. Im Bereiche dcr Umstcllung im Heere ist nach
unseren Informationen festzustellen, daß die ll ansgeschiedcnen Generäle zu der

Elite der deutschen militärischen Führung gehörten. Im übrigen

ist cs fraglich, ob die Nachfolger des Generals von Fritsch im Grnnde andere
Tendenzen verfolgen als ihr gestürzter Vorgünger, Jedenfalls geben zwei
Tatsachen dcn Ereignissen ihr besonderes Gepräge: nämlich einerseits der plötzliche
Abgang B l o in b e r g's, der das besondere Vertrauen dcr politischen Führung
genoß, und cinderscits die Tatsache, daß Göring zwar im Grade befördert wurde,
dic Zuteilung eines höheren Kommando's ihm indessen vorenthalten blieb. Stellt
man diese Tatsachen zusammen, so wird der Leser die gegebenen Schlußfolgerungen
n»f militärischem nnd militärisch-politischem Gebiet leicht zn ziehen vermögen,

Dcr Gegenstoß auf dem Gebiete des Auswärtigen A in t e s ist
radikal ausgefallen. War man nnch über dcn kommenden Abgang des Herrn von
Rcnrntli und dessen gelegentliche Ersetzung durch Ribbentrop unterrichtet, so hat
dic Intensität uud das Ausmaß dcr Bcrschicbungcil doch übcrrnscht, Dic maß-
gebcndcn Männcr dcr vorrevolutionären Diplomatie, dic sich nicht
nur etwa jcit l!l,33 ans ihren Pvsten cinsach hatten halten können, deren Einfluß
vielmehr auf dcm Gebiete der nnSwnrtigcn Politik schlechtweg e n t s ch c i d c n d

war, sind abgegangen und in der Person Ribbcntrop's durch den typischen
Vertreter nationalsozialistischer Außenpolitik crsctzt wordcn, desscn Politik schon

bisher deutliche Gegensätze zu dcn Bestrebungen und Erwägungen dcr Diplomatic
dcr Gruppe Ncurath hatte zu Tage treten lassen, Dicsc Feststellung kann wvhl
gemacht werdcn? sie genügt nbcr nicht, völlige Klarheit zu schassen, sodaß auch aus

diesem Gcfechtsfcld des -l, Febrnar Unklarheiten bestehen bleiben. Es
genügt, hierbei auf die Institution des „G e h e i in c n K ci b i n c t t s r a t s" zu
vcrweiscn und ans die Tatsache, daß in diescin Grcminm Ncurath den Vvrsitz führt
nnd dic Gcncralitüt darin inaßgcbcnd vertreten ift. Das Gewicht nnd dic
Funktivn dicscr Entrichtung wird durch die Ereignisse erst abgeklärt werdcn müssen,
bevor hier dic Ergebnisse zu Tage trctcn.

Dementsprechend bewegen sich auch die Kommentarc der seriösen Auslandspresse

— die andere kommt natürlich nicht in Betracht nach dcn verschiedensten,

znm Teil völlig cntgcgengcsetzten Richtungen,
Wir hörten kürzlich die Meinung äußern, es stehe dem Auslande überhaupt

nicht zu, sich in Erwägungen nnd im Rätselraten über dic Ereignisse zn gefallen,
denn es handle sich um eine innere Angelegenheit dcs Reiches; solche Bemerkungen
müßten deshalb als unangebracht bezeichnet werden. So sehr wir nnn die Ansicht
vertreten, daß cS nicht die Aufgabe der ausländischen, vor allem aber nicht der

ncutral-sein-wollcndcn schweizerischen Presse sein kann, mit allen möglichen Löffeln
in der deutschen Suppe herumzurühren, um nachher ihr „geschütztes", aber im
allgemeinen nicht wenig getrübtes Urteil abzugeben — so sehr mnß im vorliegenden
Falle betont werden, daß die Ereignisse dcs 4, Februar in ihren Auswirkungen
nichts weniger sind als eine innere Angelcgcnhcit des Reiches, Durch sie wird
vielmehr die künftige Linie der dcutschcn Anßcnpolitik
bestimmt. Daraus aber solgt das selbstverständliche Recht, ja die Pflicht der

Organe dcr ausländischen össentlichen Meinung, den Versuch einer Abklärung der
entsprechenden Auswirkungen zu untcrnehmcn, weil dies in letzter Linie nur im
Interesse der ausländischen Staaten selbst geschieht. Daß dabei Sensationen
verwerflich sind und nicht mitzählen dürsen, braucht nicht betont zu mcrden, wie cs
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denn auch mehr als verständlich anmntet, wenn dieser Tage ein Organ des deutschen

Propagandnniinisteriums anläßlich einer mündlichen Aussprache ob solchen

„Greuel nachrichte n" dic Ruhe verloren hat.
Zwischen dein 3g, Juni 1934 und dem 4, Februar 1938 besteht, eben ein ganz

bedeutender Unterschied, Es ist wohl auch nicht übertrieben, zu behaupten, daß der
4, Februar in seinen Auswirkungen bedeutsamer sei als das vielkommentierte
Ereignis des Jahres 1934, Am 39, Jnni ging es fast ausschließlich nm innerpolitische

Gesichtspunkte, die das Ansland direkt nicht berühren konnten und man
Hütte vielleicht von der Ausschaltung der Gruppe Röhrn kaum soviel Aufhebens
gemacht — lag sie doch durchaus im Zuge einer notwendigen Entwicklung —,
Hütte nicht die Aktion in Persönlicher Beziehnng damals bedenkend weitere
Ausmaße, auch in der Form, angenommen, als nach dem politischen Zweck zu
erwarten gewesen war. Wenn deshalb hente das Ausland die Ereignisse des 4,
Februar nicht als innerpolitische des Reiches, sondern als wesentlich außenpolitisch
wirksame und damit als eine Angelegenheit Aller zu werten geneigt
ist, so liegt dies darin begründet, daß eine Aktivierung der deutschen
Außenpolitik mit sofortiger Wirkung zn erwarten steht, wobei
der Hinweis auf das deutsch-österreichische Gespräch in Berchtesgaden vom 12, Februar

zum Beweise bereits genügen mag. Ob aber und inwieweit in diesem Falle
Aktivierung gleichbedeutend zu setzen ist mit Radikalisiernng, ist einstweilen noch

gar nicht entschieden. Gerade die Beantwortnng dieser Frage hängt eben durchaus
von der Auflösung aller jener Imponderabilien ab, die im Gefolge dcs 4. Februar,
im wesentlichen im Bereiche der höheren Armeeführung, entstanden sind und
auf die wir, soweit notwendig, hingewiesen haben.

Die Abschütznng der außenpolitischen Wirkungen des Ereignisses ist, wie man
bald erkennt, keine einfache Sache, Gewiß wird man mit Recht dic Empfindnng
haben, daß die höhere Führung des Reiches eine größere außenpolitische Aktivität
wünschen mochte, als sie der altgeschulten Diplomatie, im Berein mit der
Generalität, möglich erschien. Das bedeutet aber zugleich, daß dic bisher erzielten
Ergebnisse auf anßenpolitischem Gebiet an höchster Stelle nicht befriedigt
haben. Die Frage ist nun nur, in welcher Richtnng der Wagen geleitet wird. Hierüber

aber besteht keine Klarheit,
Die große Presse neigt zwar überwiegend zu der Ansicht, daß dcr Wechsel

in der außenpolitischen Leitung eine Verstärkung der Achsenpolitik nnd eine
Aktivierung der deutschen Ansprüche im Donauraum zur Folge haben werde, wobei
auch mit schärferer Betonung der mit dem wirtschaftlichen Schicksal zusammen-!
hängenden deutschen Ansprüche, z, B, in der Kolonialfrage, gerechnet wird, Bon
dieser Auffassung ausgehend ist das Ausland geneigt, sich ans gesteigerte
Abwehr einzustellen. Nun existiert aber eine von maßgebender Seite ausgehende
Beurteilung der Dinge, dic in völlig anderc Richtung wcist.

Der Pariser „T emp s", dessen Beziehungen zu der jeweiligen Leitung des
französischen Auswärtigen Amtes bekannt sind, vertritt als einziges Blatt die
Ansicht, die Abberufung der Botschafter bei den Achsenmächten bedeute eine Lockerung

der Achsenpolitik, mährend' der maßgebende Einfluß Neuraths und der
Generäle im „Geheimen Kabinettsrat" den mäßigenden Einfluß auf dic Außenpolitik

eher zu verstärken geeignet sei nnd deshalb das Gegenteil einer
unkontrollierten Aktivität Ribbentrop's zn erwarten stehe. Die Frage ist deshalb
entscheidend, weil von der Verstärkung, bezw, Abschwächung der Achsenpolitik das
künftige politische Weltbild im wesentlichen abhängt. Es ist möglich, daß der Quai
d'Orsay durch seinen Berliner Botschafter über Informationen verfügt, die andern
nicht zur Verfügung stehen. Auch ist es nicht ausgeschlossen, daß in dieser Richtung
von deutscher Seite Zusicherungen gegeben worden sind.

Diese entscheidende Frage heute schon beantworten zn wollen, wäre ein ziemlich

zweckloses Kombinationsspiel, Es genügt, die beiden grundverschiede-
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nen Beurteilungen auszuzeichnen und aus die bedeutende Stellung der
französischen Regierungszeitung zu verweisen, Im übrigen würc solgendes
festzustellen :

Eine der wichtigsten Veränderungen anf dem Gebiete des deutschen
Auswärtige» Amtes stellt die Abberufung des dentschen Botschafters in
Rom, vo» Hassel!, dar. Ganz abgesehen davon, daß Hasscll zu der konservativen,
deutsch-nationalen Griippe des Herrn von Neurath gehört, dürsten hier Dinge
mitspielen, die im Hinblick aus die Zukunft zu beachten sind. Man weiß, daß M u s s o-

lini in dcn letzten Monaten, eigentlich mit dem Beginn dcr spanischen Wirren
im Juli 1936, die unbedingt notwendige Rückversicherung seiner gegen England
aktiven Mittelmecr-Politik inr Wege einer möglichsten Stabilisierung und
Verstärkung deS Verhältnisses zu Berlin gesucht hat. Sein'Interesse an dem
nördlichen Bundesgenossen ging so weit, daß er im Wege wohlgemeinter Ratschläge
in innerpolitischen Angelegenheiten des Reiches einzugreifen snchte und selbst vor
direkter Einmischung nicht zurückschreckte, um jede Schwächung des Bundesgenossen
durch ungeschickte innere Maßnahmen auszuschalten. So hatte er kürzlich in einer
sehr entscheidenden Frage, nämlich im Problem der deutsch e u Ä i r ch c n-
Politik, den Warnsingcr erhoben, nnd recht unmißverständlich daraus
hingewiesen, daß er die Politik des Reiches gegenüber der Kirche nicht verstehe, sie

sür verfehlt halte. Diese Äußerung wnrde natürlich nach Berlin berichtet und hat
dort ein verstündliches Mißsallen erregt, dns im übrigen nicht allein dem Urheber,
sondern anch dcm Ubcrmitller der Äußerung gcgoltcn haben dürstc.

Im weitcrn erfährt man immer bestimmter, daß Mussolini zur Rückendeckung
für seiue Mittelmecr-Politik in letzter Zeit intensiver als je den Abschluß eines
eigentlichen M i l i t ü r b ü n d n i s s e s mit Dentschland erstrebte. Solchen
Absichten gegenüber versügte man indessen nicht nur in maßgebenden Kreisen der
Reichswehr über einc bedeutende Skepsis. Es scheint vielmehr, daß auch seitens der
deutschen Botschaft in Rom in dieser Frage eine Zurückhaltung geübt wurde, die

mit dem Lob und Preis der Achsenpolitik im Allgemeinen kaum zu vereinbaren
war. Man geht wohl nicht fehl, wcnn man diesc Zurückhaltung in militürische» und
entscheidenden diplomatischen Kreisen Deutschlands auf eine aus direkter Erkenntnis

geschöpfte ziemlich bescheidene Einsetzung der Qualitäten des italienischen Heeres
— und dies trotz IL Jahren Faschismus! — zurücksührt. Es dürste in diesem
Zusammenhang nun wohl zutreffen, wenn man einen bestimmten Anteil der Ursache

zu den Veränderungen im deutschen diplomatischen Dienst darauf zurückführt, daß
die deutsche Botschaft in Rom es ablehnte, den italienischen Wunsch nach einem
Militärbündnis in enipsehlendem Sinne zu übermitteln.

Der deutsche Botschafter in Rom wäre, trotzdem cr nichl Nationalsozialist
ist, in diesem Augenblick wohl kaum abberufen worden, wenn scinc Skepsis gegenüber

Italien in leitenden Parteikreisen geteilt worden wäre, insbesondere auch durch
die Person Ribbentrop's, Ribbentrop aber hat von jeher das Mögliche zur
Intensivierung der nord-südlichen Achse getan, die er ja selbst zum Dreieck erweitert
hat, sehr zum Mißfallen der diplomatischen Kreise im Auswärtigen Art, die durch
diese Aktivität ausgerechnet des Londoner deutschen Botschafters eiue unnötige
und vermeidbare Belastung der wichtigen Beziehungen zu England erblickten. Man
darf deshalb wohl behaupten, daß der neue deutsche Außenminister gemissen Wünschen

Italiens weniger abgeneigt sein dürfte, als seine Vorgänger.
Das aber ist für die tatsächliche Führung der deutschen Außenpolitik allein

nicht entscheidend, und hier dürfte der richtige Kern der ermähnlen Beurteilung
der Ereignisse durch den Pariser ,,Temps" zu suchen sein. Der „Geheime Kabinettsrat",

unter Führung Neurath's und maßgebendem Einfluß der Generäle dürfte,
wie bisher, in dieser Richtung zurückhaltend, ja bremsend wirken. Das Ausmaß
feiner effektiven Wirksamkeit aber wird sich in der kommenden Gestaltung des

Achsenverhältnisses deutlich abzeichnen.
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In letzter Linie entscheidend aber ist natürlich auch in dieser Frage die wirkliche

Ansicht Hitler's persönlich, der an der Außenpolitik mehr nnd mehr
gesteigerten Anteil genommen hat und wohl anch nehmen wird. Hierüber aber
besteht zurzeit völlige Unklarheit, Wcnn man sich in Andeutungen ergehen will,
so könntc höchstens aus den Tclegrammwechsel Mussolini/Hitler vom 4, Febrnar
verwiesen werden, wo Hitler die unverhüllte Anspielung seines Partners ans ein
Militärbündnis mit großer Zurückhaltung beantwortet hat.

Auf Seiten dcr anderen Gruppe, nämlich der W c st m ü ch t c, scheint man sich,

wohl gestützt auf bestimmte Informationen, zurzeit durchaus abwartend zu verhalten,

immerhin unter Betonung der gemeinsamen Interessen nnd, was noch wichtiger

ist, eines Abwehrwillcns, wie er seit längerer Zeit gegenüber dcn Ansprüchen
der andcren Seite nicht mehr gezeigt worden ist. So erfolgte in unmittelbarein
Anschluß an die Ereignisse dcs 4, Februar die Ankündigung dcs Staatsbesuches

dcs englischen Königs in Paris für den Lauf dieses Sommers,
die in Paris mit entsprechendem Wohlwollen aufgenommen wurde. Außerdem ist
die Wcstpolitit noch in zwei anderen Punkten auffallend aktiv gcwcsen: Einmal sind
die Engländer zum ersten Mal, und zwar ohnc Rücksicht auf Italien, gegenüber
dcm General Franco mit einer ungekannten Energie aufgetreten, zum andern aber

^ und das ist das Wichtigere — dürfte sich die Vermutung als richtig bestätigen,
wonach das achsenfreundliche Kabinett Goga in Rumänien auf direkte
Einwirkung der Westmächtc hin gestürzt worden ist. Es genügt darauf zu verweisen,
daß cin im allgemeinen ausgezeichnet informierter Jvnrnalist, wie S i e b u r g,
der Pariser Korrespondent der „Frankfurter Zeitung", am 14, Februar diese Tat
suche ausdrücklich bestätigt. Frankreich hat ossenbar die vertraglichen Wasfcnliefe«
rung an Rnmänien nach der Berufung Goga's unverzüglich gesperrt, während von
London aus gegebenenfalls ein unfreundlicher Empfang König Carvl's bei seinem
für den März beabsichtigten Besuch in London in Aussicht gestellt wnrde. Entscheidend

dürste jedenfalls die finanzielle Abhängigkeit des rumänischen Staates und
der rumänischen Wirtschaft von den Westmächten ins Gewicht fallen. Im übrigen
ist in diesem Zusammenhang die Haltung der französischen Presse in belustigender
Weise bemerkenswert. Goga, der immerhin noch mit dcr Bcrfcissung regierte oder
regieren wollte, wurde in den ärgsten Tönen als Diktator und übler Faschist
beschimpft, wührend nun dcm 'wirklichen Diktator, nämlich dein König, der
Verfassung und Grundrechte beschleunigt aufhob, rührende Krünze gewunden werde»!

Den Sturz Goga's als eine direkte Schlappe des neuen deutsche» Außen
Ministers hinzustellen, wie dies in eineni Teil dcr Schweizerprejse geschieht, ist
schon deswegen abwegig, weil Ribbentrop auf dic Berufung Goga's keinen Einflnß
gehabt hat. Dagegen ist zurzeit unverkennbar, daß die Westmächtc, bei fortschreitender

englischer Aufrüstung nnd Intensivierung der französischen militärischen
Belange durch eine Kommandovereinheitlichnng, in ein aktiveres Stadium
überzugehen gedenken. Inwieweit der 4, Februar zu dieser Tatsache im Berhültnis
einer Ursache oder einer Wirkung steht, bleibe dahingestellt.

Diese Intensivierung der westlichen Aktivität aber hängt mit den
Ereignissen im Fernen Osten zusammen. Dort hat der weitere Borstoß Japans
den leidtragenden Großmächten, die Interessen in China zu verteidigen haben,
gezeigt, daß unter Umständen die indirekte Unterstützung China's nicht mehr genügen
könnte, wenn nicht die wirtschaftlichen Positionen aufgegeben werdcn sollen, was
unweigerlich eine Gesührdung auch der politischen Zonen zur Folge haben müßte
(Singapur, malcnsche Inseln, Jndochina und — nicht znletzt — die Philippinen),
Praktisch allerdings sind Frankreich nnd England allein nicht in der Lage,
einzugreifen, Sie müssen sich nach einem Dritten umsehen. Die Frage ist nun, ob nicht
die Politik Japans geeignet ist, den Westmüchten diesen Bundesgenossen, vielleicht
ganz gegen seinen eigenen Willen, in dic Arme zn treiben.
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Die Vereinigten Staaten haben nicht nnr fast ebenso große
Interessen in China zu vertreten, wie die Weslmcichte, Ein nmsasscnder Ersolg dcr
Japaner könnte im Weiteren ans die Dauer ihre Stellung an den Küsten des
Pazisischcn Ozeans, znmnl auch ihren entscheidenden Einflnß bei gewissen mittel-
amerikariischcn Staaten, gefährden. Die neue Politik Roosevelts, der
sich immer stärker von der unter dcn rcpublikanischcn Präsidcntcn gcübten Jsolie-
rungspolitik abwcndct, geschieht nicht ans irgend cincr ideologischen Solidarität
mit den Wcstmächtcn, den „Demokratien", sundcrn aus rcincr renlpolitischer
Erwägung, wonach Japan nur durch gcmciusamcs Znsnmnicnwirkcn dcr intcrcssiertcn
Mächte zurückzuhalten würc. Scit scincr ansschcncrregenden Redc in
Chicago gcht die Politik des Prüsidenten konsequent in dieser Richtung weiter, wobei

zn beachten ist, daß Roosevelt bis zu dcn nüchstcn Präsidcntcnwahlcn noch 2>/z

Jahrc Zeit znr Versügnng hat.
Einstweilen werden die Bestrebungen durch eine ganz massive Ausrüstung

zu Wasser und in der Luft crkcnnbar. Im übrigen wurde, in direkter Beziehung
zu den Ereignissen im Fernen ^stcn, bereits wiederholt der Ansicht Ausdruck
gegeben, daß es bereits zu einem Flottenbündnis zwischen den
Vereinigten Staaten nnd England gekommen sei, Dcr amerikanische
Stantssekrctür Hnll hat zwar nicht nur dicse Frage verneint, sondern anch d i c

Absicht bestritten, mit England odcr anderem Müchten ein Bündnis ein-
zngchcn. Diese Dementis werden aber nicht übcrall geglaubt. Interessant in dieser
Hinsicht ist eine in der „F r ci n k f u r t c r Zeitung" ausgesprochene Warnung
pro domo. Der Chefredakteur des Blattes, bekannt für seine guten Beziehungen
und im Übrigen politisch gestützt durch die Gruppe der Fnrbeuindustrie, die seinem
Blatt eine iu Deutschland einzig dastehende Meinungsfreiheit sichert, hält ein
englisch-amerikanisches Zusammengehen für durchaus wahrscheinlich. Er verweist
auf dic geschickte britische Propaganda in dcn Vereinigten Staaten, die bereits
Erfolge gezeitigt habe und bringt mit den dabei verfolgten Absichten insbesondere
die B e r u f n n g V a n s i t t a r r's als britischen Propagandaminister in
Zusammenhang, So hält er ein Zusammengehen dcr Vereinigten Staaten mit den

Westmächten primär für den Fernen Osten, seknndür aber auch sür d i e c u r o-
putschen Belange für durchaus möglich, unter der einzigen, übrigens
selbstverständlichen Voraussetzung, daß die Westmächtc von vornherein aus dcn Versuch
verzichten, die Vereinigten Staaten in irgendeiner Beziehung mit dem Völkerbund

in Zusammenhang bringen zu Mollen, Dem Artikel der „Frankfurter
Zeitung" ist unschwer eine Mahnung zur Vorsicht nn dic Adresse der nenen deutschen
außenpolitischen Führung zn entnchmcn.

Wir haben übrigens auch von dritter Seite Jnsormcttionen über dic Politik
der Vereinigten Staaten erhalten, die vor allem die i n n e r p o l i t i s ch c n
Gesichtspunkte betonen. Unser Gewährsmann schreibt n,a,:

„Es hängt viel davon ab, ob der Präsident seine früher so osc bewiesene
Meisterschaft, auf dcm Instrument der „public opiuion" zn spielen,
wiedergewinnt. Man muß sich vor Augen halten, daß der Amerikaner seit dem Krieg
daran gewöhnt mar, außenpolitische Verwicklungen jeder Art zu verabscheuen,
und daß es bereits als einc Revolutionierung seines Denkens zu bezeichnen
ist, daß es überhaupt möglich war, etwaige Blockade- etc, Pläne in der Öffentlichkeit

und in der Presse auch nur zn erörtern. Dazu kommt die historische
Furcht vor den Intrigen der für unwiderstehlich gehaltenen englischen Diplomatie,

als deren Parole hier der folgende Satz bezeichnet wird: „England
erwartet von jedem Amerikaner, daß er seine Pflicht
t u e". Es ist deshalb verständlich, daß der Präsident bei seinen außenpolitischen
Kundgebungen die allergrößte Vorsicht an den Tag zu legen hat. Ein falscher
Schritt kann nicht nur das Ende seiner außenpolitischen Absichten bedeuten,
sondern ihn auch innenpolitisch unmöglich machen.
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Der Präsident ist alles andere als ein Isolationist, Wenn die Verwaltung
die Gewißheit gehabt hätte, daß das Volk mitgehen würde, so hätte der
„P a n c> h"-Z w i s ch e n f ci l l wahrscheinlich ernste Folgen gehabt, So legte
die Regierung eine außerordentliche Unsicherheit an den Tag, Einige Stnnden.
bevor der Rundfunk meldete, der Anßenminister werde sich mit der zuletzt
abgegebenen japanischen Erklärung begnügen, wurde die Meldung ausgegeben, die

Erklärung werde als nicht befriedigend angesehen! Eine etwaige Blockade
stellte man sich hier so vor: Die englische und die amerikanische Flotte bilden
eine Kette, die von Hongkong über die Stützpunkte im Pazifik bis znr
amerikanischen Westküste reicht. Dann würde, so meint man, Japan von jeder
Belieferung mit Material ausgeschlossen sein, da der Landweg ja durch Rußland
führe. Dabei hätten sich die beiden Flotten nicht einmal allzn weit von ihren
Basen zu entfernen, während die Japaner, wollten sie etwa einen Ausfall wagen,
sich tausende von Meilen Won der Heimatküste entfernt befänden.

Man nimmt hier vielfach an, daß in England ein Vorgehen gegen Japan
deshalb keine Begeisterung erweckt, 'weil man davon einen zn großen
Machtzuwachs für Rußland erwartet. 'Ans der anderen Seite glaubt man, daß
die Dauer des Krieges gegen Japan arbeitet, und daß der für ein etwaiges
Vorgehen notwendige Einsatz sich mindert, je länger man abwartet (1917!),
Niemand kann selbstverständlich sagen, ob diese Auffassung richtig ist,"

Daß durch eine Verständigung zwischen dcn Vereinigten Staaten nnd den

Westmächten die letztcrn in Europa eincn ganz bedeutenden Machtznwachs erlangen
würden, braucht nicht näher ausgeführt zu werden. Diese wären dann im Wesentlichen

der Notwendigkeit enthoben, 'bedeutende Teile ihrer Streitkräfte nach dem

Fernen Osten zu detachieren.
Die Frage der Bezieh nn gen Italiens zu den We st mächten

wird in den letzten Tagen in der Presse immer deutlicher in positiven, Sinne
aufgeworfen. Bestimmte Anhaltspunkte für eine unerwartete Entwicklung in dieser
Hinsicht sind allerdings zurzeit nicht vorhanden. Wir haben oben auf die Bestre
bringen Mussolini's zur Verstärkung der Achse hingewiesen. Sei es nun, daß diesen
Bestrebungen kein Erfolg beschieden war, sei es, um ihre Wirkung durch einen Druck
zu verstärken — eine gewisse taktische Annäherung Italiens an England wäre
immerhin nicht außerhalb des Bereiches der Möglichkeit, zumal Mussolini, der
Macchiavellist reinsten Wassers, von irgendwelchen Rücksichten auf sogenannte
ideologische oder weltanschauliche Bindungen selbstverständlich völlig unbeschwert ist
und bestimmt nicht eine Minute zögern würde, die Achsengcnossen ohne Wimperzucken

fahren zu lassen, wenn eine Verständigung mit England seinen Interessen
dienlicher erschiene und, nicht zu vergessen, vor allem in finanzieller
Beziehung möglich wäre. In dieser Richtung wird man die weitere Entwicklung
aufmerksam versolgen, nicht zuletzt im Hinblick auf die durch den 4, Febrnar
möglicherweise bedingten Änderungen dcr Einstellnng Dentschlands zur Achse, in
positiver oder negativer Hinsicht,

Einstweilen, unmittelbar bevor diese Zeilen in Druck gehen, ist das Interesse
der Welt wieder einmal auf das Problem Ost erreich hingelenkt worden.
Die Zusammenkunft zwischenSchuschnigg und Hitler in
Berchtesgaden hat anscheinend nicht die bedeutenden Ergebnisse gezeitigt, die man
vielleicht an verschiedenen Stellen erhofft hat. Immerhin stellt sich heraus, daß
Osterreich zu erheblich größeren Konzessionen veranlaßt worden ist, als die

Regierungskreise in Wien ursprünglich zugeben wollten. Wenn man den ersten Bericht
des Wiener Korrespondenten der „Neuen Zürcher Zeitung" las — dieser ist, wie
man weiß, am Ballhausplatz persona grata und kann als erste Informationsquelle

bezüglich des österreichischen Regierungsstandpunktes angesprochen werden —,
so hätte man aus einen vollkommenen Sieg Schuschnigg's schließen müssen. Die
Information war offenbar im Wesentlichen tendenziös. Es scheint vielmehr, daß
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Österreich zu einer Verstärkung dcs Juli-Abkommens veranlaßt worden

ist nnd zn einer Erweiterung der Regierung gezwungen wurde,
wobei eine engere Verbindung zn den sogenannten „nationalen" Kreisen beabsichtigt

ist. Welche Gegenleistung von deutscher Seite gegebenenfalls geboten wurde,
ist noch unklar, vor allem aber, ob Hitler bereit ist, auf Grund des
Konferenzergebnisses eine Erklärung bezüglich dcr Anerkennung dcr österreichischen

Unabhängigkeit durch Deutschland abzugeben, Jn dieser
Beziehung ist bemerkenswert, daß dic österreichischen Konzessionen auf Einwirkung
Mussolini's zurückzuführen sind, dcr seinerseits gewiß ohne weiteres bereit ist,
Österreich noch weitergehende Konzessionen zuzumuten, wenn es ihm gelingt, eine
vorbehaltlose deutsche Erklärung im Sinne der Unabhängigkeit Österreichs zu
erwirken. Denn wir sind nach wie vor davon überzeugt, daß Mussolini aus vitalem
Interesse scinc Einwilligung zum Anschluß auch beute, trotz Ideologie uud Achse,
nickt gcben wird, nicht geben kann,

Zürich, den 14, Februar 1938,

Jann v, Sprecher,

Sucher Rundschau
Immer wieöer: Österreich.

Heinrich v. Srbik: Die Schicksalsstunde des alten Reiches. Österreichs Weg 18K4
bis 180«. Eugen Diederichs Verlag in Jena, 1937. 58 Seiten.

Wenn eseine Angelegenheit gibt, die heute ohne jede Rücksicht auf allgemein
bekannte Tatsachen und im Widerspruch gegen die wahrste Wahrheit behandelt
wird, so ist das die Angelegenheit Österreich. Der Gedanke der Wiedervereinigung
Österreichs mit dem kleindeutschen Reiche, das 1871 entstanden ist, wird ganz
allgemein so behandelt, als lüge hier irgendwie ein Anncxionsgclüste vor, wie es
eben nur dem bekanntlich unersättlich eroberungsgierigen Preußen zuzutrauen ist
Es ist nicht zu verwundern, daß die frühern Opfer dieser Eroberungsgier, dic
Besitzer von Elsaß und Lothringen, sich die Ausbreitung dieser Meinung haben
angelegen sein lassen. Aber daß ihnen diese Suggestionsunternehmung so gründlich
gelungen ist, das ist allerdings erstaunlich. Wir Schweizer zumal sind nahe genug
dabei, um uns ein eigenes Urteil zu bilden; hätten wir von der Gelegenheit
Gebrauch gemacht, so würde unser Urteil anders lauten als das, was wir heute als
die schweizerische Meinung ausgeben, nachdem wir uns von 1918 an an die
Rockschöße der Siegerstaaten gehängt haben. Zwei Dinge, die hier grundlegend wirken,
könnte jedenfalls bei uns jeder auch nur halbwegs Gebildete wissen. Erstlich, daß
mindestens im Jahr 1919 keine Annexions- oder Eroberungsfrage vorlag. Damals
hat das österreichische Volk über die Frage „Anschluß oder nicht?" eine freie
Volksabstimmung veranstalten wollen, eine ganz demokratisch gesinnte Führerschaft, echt
rote Leute an der Spitze, war gewillt, eine solche Abstimmung unparteiisch
durchzuführen, die Sieger waren in der Lage, jede etwa dabei drohende, ihnen uner-
erwünschte Ungehörigkeit mit Gewalt zu verhindern, einen Teil des Landes hatten
sie ja militärisch besetzt. Aber der Volksentscheid wurde verboten, dem österreichischen

Volke wurde die Unabhängigkeit befohlen. Und jetzt gilt bei uns die
Meinung, diese Unabhängigkeit Österreichs müsse geschützt werden als ein heiliges
Gut, gleichgiltig, was die Österreicher selbst davon denken. Wir Pflegen sonst, wir
Schweizer, uns für Demokraten auszugeben, die den Völkern das Recht, über sich
selbst zu verfügen, gewahrt wissen wollen. Gilt der Grundsatz nicht sür Osterreich?
Die zweite geschichtliche Tatsache, die wir alle kennen: Osterreich ist nicht irgend ein
Nachbarland des Deutschen Reiches, sondern ein Stück Deutschland. Es hat zu
Deutschland an die 1099 Jahre gehört, so lange, wie es überhaupt ein Deutsches
Reich gegeben hat; erst 79 Jahre sind es her, seit Österreich,'weil sein Kaiserhaus
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